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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Anke Frieling, Birgit Stöver, Prof. Dr. Götz Wiese,  
Dennis Thering, Silke Seif (CDU) und Fraktion 

Haushaltsplan-Entwurf 2025/2026 

Einzelplan 3.2 Behörde für Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung und  
Bezirke 

Aufgabenbereich 246 Steuerung und Service 

Produktgruppe 246.02 Grundsatz und Betreuung Hochschulen 

Aufgabenbereich 247 Hochschulen  

Produktgruppe 247.90 ZP Hochschulübergreifende Angelegenheiten  

Aufgabenbereich 299 Gleichstellung und gesellschaftlicher Zusammenhalt 

Produktgruppe 299.01 Gleichstellung und gesellschaftlicher Zusammenhalt 

Einzelplan 9.2 Allgemeine Finanzwirtschaft 

Aufgabenbereich 283 Zentrale Finanzen 

Produktgruppe 283.01 Zentrale Ansätze I 

Betr.: Mehr Engagement des Senats gegen Antisemitismus 

Antisemitismus ist ein gesamtgesellschaftliches Problem. Bisher verweist der rot-
grüne Senat nur auf seine Landesstrategie gegen Antisemitismus, die jedoch noch 
immer auf sich warten lässt. Und auch die Anzahl antisemitischer Vorfälle nimmt an 
Hamburgs Universitäten und Hochschulen zu. Im Juni hat die Hamburger Initiative 
gegen Antisemitismus einen offenen Brief an den Präsidenten der Universität Ham-
burg (UHH) gerichtet. Die Initiative listet darin eine Reihe von antisemitischen Vorfäl-
len an der UHH auf und beschreibt eine rasante Verschärfung der israelfeindlichen 
Stimmung auf dem Campus. Das CDU-geführte Nordrhein-Westfalen hat bereits auf 
den wachsenden Antisemitismus an seinen Hochschulen reagiert und eine zentrale 
Anlaufstelle für Betroffene von Antisemitismus an Hochschulen eingerichtet (verglei-
che https://www.land.nrw/pressemitteilung/land-richtet-zentrale-anlaufstelle-fuer-
betroffene-von-antisemitismus-hochschulen) und mit finanziellen Mitteln ausgestattet. 
Hamburg sollte sich daran ein Beispiel nehmen und eine entsprechende Anlaufstelle 
einrichten. Es reicht aus Sicht der CDU-Fraktion nicht aus, dass der Senat nur auf 
seine Landesstrategie gegen Antisemitismus verweist, die einfach nicht kommt. Die 
Arbeit der Anlaufstelle soll dabei in enger Vernetzung mit dem Antisemitismusbeauf-
tragten der Stadt Hamburg erfolgen. Für die Einrichtung dieser Anlaufstelle sollen 
150.000 Euro veranschlagt werden.  
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Neben dieser Anlaufstelle kommt gerade dem ehrenamtlich tätigen Antisemitismusbe-
auftragten der Stadt Hamburg Stefan Hensel eine zentrale Funktion zu (zu den vielfäl-
tigen und umfassenden Aufgaben vergleiche Drs. 22/3959). Der Antisemitismusbeauf-
tragte erhält für die Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung in der für die Freie und 
Hansestadt Hamburg üblichen Höhe sowie eine Fahrtkostenpauschale (Drs. 22/3959). 
Ende Juni 2024 lief sein Vertrag mit der FHH aus, im Anschluss daran führte Stefan 
Hensel dieses Amt über mehrere Monate nur kommissarisch weiter. Erst im Novem-
ber 2024 konnte sich der rot-grüne Senat darauf verständigen, dass Stefan Hensel 
das Amt erneut für drei Jahre ausüben soll. Angesichts der in den letzten Jahren stei-
genden Bedrohung von jüdischem Leben in Deutschland, auch in Hamburg, verwun-
dert die Untätigkeit des Senats und die Verweigerung, aus dem Ehrenamt „Antisemi-
tismusbeauftragter“ mit minimaler administrativer Unterstützung, ein Hauptamt mit 
ordentlicher Stellenausstattung zu machen. Laut Drs. 22/15926 werden für den Beauf-
tragten für jüdisches Leben und die Bekämpfung und Prävention von Antisemitismus 
sowie die dazugehörige Geschäftsstelle jährliche Gesamtkosten von 171.168 Euro pro 
Jahr veranschlagt, diese Mittel gilt es dauerhaft einzustellen und um 175.000 pro Jahr 
zu erhöhen. Damit aus dem Ehrenamt ein Hauptamt wird. Die benötigten Mittel sollen 
durch eine Absenkung des Bereichs Antidiskriminierung und LSBTI (PG 299.01 
Gleichstellung und gesellschaftlicher Zusammenhalt) gegenfinanziert werden. Dort 
werden für 2025 und 2026 jeweils 3,893 Millionen angesetzt, insgesamt 0,7 Millionen 
mehr als in 2024. Dieser Anstieg von 700.000 Euro soll geteilt werden: 50 Prozent für 
LSBTI, 50 Prozent für einen hauptamtlichen Antisemitismusbeauftragten plus die  
dazugehörige Geschäftsstelle.  

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

Der Senat wird aufgefordert,  

1. in Absprache mit der Universität Hamburg eine zentrale Anlaufstelle für Betroffe-
ne von Antisemitismus an Hochschulen an der UHH einzurichten. Hierfür Mittel in 
Höhe von 175.000 Euro zur Verfügung zu stellen. Zur Gegenfinanzierung sind 
Mittel aus dem Einzelplan 9.2 Allgemeine Finanzwirtschaft, Aufgabenbereich 283 
Zentrale Finanzen, Produktgruppe 283.01 Zentrale Ansätze I, Kontenbereich 
„Globale Mehrkosten“, zu verwenden; 

2. für den Beauftragten für jüdisches Leben und die Bekämpfung und Prävention 
von Antisemitismus sowie die dazugehörige Geschäftsstelle jährliche Gesamtkos-
ten von 171.168 Euro pro Jahr dauerhaft einzustellen und um 175.000 Euro pro 
Jahr zu erhöhen. Die benötigten Mittel sollen durch eine Absenkung des Bereichs 
Antidiskriminierung und LSBTI „PG 299.01 Gleichstellung und gesellschaftlicher 
Zusammenhalt“ gegenfinanziert werden. Dort werden für 2025 und 2026 jeweils 
3.893.000 Euro angesetzt, insgesamt 700.000 Euro mehr als in 2024. Dieser  
Anstieg von 700.000 Euro sollte geteilt werden: 50 Prozent für LSBTI, 50 Prozent 
für einen hauptamtlichen Beauftragten für jüdisches Leben und die Bekämpfung 
und Prävention von Antisemitismus; 

3. der Bürgschaft bis zum 31. März 2025 Bericht zu erstatten. 


